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eesetz' Dit den das wiener sozialhilfegesetz geändert wird(4. Novelle zuu tviener Sozialhilfegesetz)

Der Wiener Landtag hat beschlossen:

Artik€I I

Das ?t iener Sozialhi l fegesetz, LGBI. für Wien Nr. t t j . l lzz, inder Fassung der cesetze LGBI. für Wien Nr. 3g/LgZS, 21-/. lgg| und17 lL986 wird wie folgt geändert:

rn s 7a Abs' 2 tritt an die stelle des punktes ein Beistrich, demdas Wort roderrr nachg.estellt wird. Als lit. d wird angefügt:

nd) durch das Abkonmen tiber den Europäischen wirtschaftsraumBegünstigte. o

ertikel II

Dieses cesetz tritt gleichzeitig n't den Abkornrnen tiber den Euro-päischen Wirtschaftsraun in Nraft.



VORBLATT

Probl.ep !

Die voraussichtliche schaffung eines Europäischen l{irtschafts-
raut[es ( E]rR) nit wirkung 1. Jänner 1993 nacht eine Anpassung iu
sozialhilfebereich erforderrlch. Aus Art. 7 Abs. 2 der verord-
nung des Rates von 15- oktober 1968 über die Freizügigkeit der
Arbei.tnelrmer innerhalb der Geneinschaft (368 R 1612: verordnung.
Nr .  1512/68 ;  ABl -  Nr -  L  2s7  vom 19.10 .196g)  le i te t  s ich  e ine  vö} -
l ige soziarhirferechtr iche Greichbehandlung von staatsangehöri-
gen anderer EwR-Vertragsparteien ab. Als rvergünstigarngrr in Sinne
des Art- 7 Abs. 2 wird vom EucH nänr.ich jede rilaßnahme angesehen,
die inländischen Arbeitnehmern (und ihren Angehörigen) wegen
threr obJektiven Arbeitnehmereigenschaft (die auch bei der Ar-
beitslosigkeit erhalten bleibt) oder einfach wegen ihres wohn-
sitzes in rnland gewährt wird und deren Ausdehnung auf die Ar-
bei.tnehmer aus einen anderen llitgliedstaat (und deren Angehörige)
geeignet erscheint, deren lrtobilität innerhaLb der cemeinschaf,t
zu erleiclrtern.

Nach der Rechtsprechung des EuGE genügt es nicht, die Gleich_
stellung von staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten in ge-
nereller lleise vorzunehmen, wie dies derzeit in S 7 a Abs. 2 lit.
a des Wiener Sozialhi l fegesetzes (WSHG) vorgesehen ist.

!ösupo!

Aufnahme einer ausdrücklichen Regelung im WSHG, dag durch das
Abkonmen über den Europäischen wirtschaftsraun begrunstigte per-
sonen gleichgestellt sind.

Altalnative:

Keine.
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Xost€p!

Da eine Gleichsterlung von staatsangehöri.gen der vertragsparteJ,en
des in schaffung befindlichen Europäischen wirtschaftsraunes
schon derzeit weitgehend durch staatsverträge gegeben ist, ist
lediglich nit eLnem gerlngen ltehraufrrand zu rechnen.

v€relpbarkeit pLt. Ec-Rec t!
Diese vird durch den vorliegenden Entwurf geschaffen werden.



E r l ä u t e r u D g f €

Voraussichtlich wird nit Wirkung f. ifänner
wirtschaftsraum (EwR) geschaffen. Eine
nacht eine Anpassung in SoziaLhilfebereich

1993 ein Europäischer
Teilnahne österreichs
notwendig.

.Aus Art. 7 Abs. 2 der Verordnung des Rates vom 15. Oktober 19G8
äber die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Genein-
schaft ( :ee n 1G12: Verordnung Nr. L6L2/6gi AB1. Nr. L 257 voD
19-10.1968) leitet sich eine völr ige sozialhi l ferechtl iche
Greichbehandrung von staatsangehörigen anderer EwR-vertragspar-
teien, die sich in österreich aufhar.ten, ab. Dies gi.rt nicht nur
für die Leistungen, die nit Rechtsanspruch ausgestattet sind,
sondern auch ftir jene, die in Rahmen der privatrrirtschaftsvereral-
tung genährt rrerden. A1s 'verg.ünstigung' iu sinne des Art. 7 Abs.
2 wird vom BuGH nänlich jede rrlaßnahme angesehen, d.ie inrändischen
Arbeitnehmern (und ihren Angehörigen) eregen ihrer obj ektiven
Arbeitnehnereigenschaft (die auch bei der Arbeitsrosigkeit er-
halten breibt) oder einfach wegen ihres wohnsitzes in rnrand
gevährt vird und deren Ausdehnung auf die Arbeitneh:ner aus einen
anderen lritgliedstaat (und deren Argehörige) geeignet erscheint,
deren uobilität innerhalb der Gemeinschaft zu erreictrtern. II0
übrigen darf nach dieser Rechtsprechung die Leistungsgewährung
auch nicht von einer Aufenthar.tsdauer in betreffenden Mit-
gliedstaat abhängig genacht werden, wenn ei.ne sorche für rnränder
nicht vorgesehen ist. Dies wiirde nänlich auf eine faktische, nach
EG-Recht nicht zulässige Begtinstigung von rnländern hinauslaufen.

llach der Rechtsprgchung des EuGH gentigt es nlcht, ilie Gleich-
stellung von Staatsangehörlgen anderer Mitgliedstaaten in ge-
nereller Weise vorzuneh.nen, wie dies derzeit in S 7 a Abs. 2 lit.
a des Wiener Sozi-alhilfegesetzes (WSHG) vorgesehen ist.
Deshalb bedarf es der Aufnahme einer ausdrücklj.chen Regelung
in wsHG, dag durch das Abkonmen tiber den Europäischen l{irt-
schaftsraum begtlnstigte personen Eleichgestellt sind.

Xlarzustellen lst in diesen Zusanrnenhang, daB der vichtigste
sozialrechtliche Norrnenkonplex in EG-Recht, die Verordnung des
Rates zur Anrendung der Systene der sozialen Sicherheit auf Ar-
beitnehner und Selbständige sovie deren Fanilien, die innerhalb
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der c€EeLnsclraft zu- und abwandern (verordnung t{r. L4O}/7l), die
soziallrlrfe nicht erfaßt, zunal nach Art. 4 Abs. 4 diese verord-
nung auf die sozialhilfe nicht anzuwenden ist. zlrar lst zu be-
aehten, daß der Begriff rsoziaLhilf,er nicht i.n dem sinn verstan-
den werden darf, vie er in der j eweiri.gen nationalen Rechtsord-
nung vernendet wird, sondern vo4 rgeneinschaftsrechtlichen rn-
traltn der betreffenden Begrriffe auszugehen ist, dessen Ernitt-,
lunq aussehlieBlich sache des EucH ist. Dieser hat nun in stän-
diger Rechtsprechung festgesterrt, daB für die Einordnung einer
J,eistung unter den Ausnahmetatbestand rsozialhilfer Ln sinne
des Art- 4 Abs- 4 der verordnung Nr. rAoB/1L zwei Kriterien aus-
schlaggebend sind: Zum einen, ob sich der Leistungswerber in
einer gesetzlich urqschriebenen Rechtsposition befindet, nit,
anderen Worten, ob ein Rechtsanspruch besteht oder nicht. zun
anderen, und dieser Gesichtspunkt ist letztl_ich ausschlaggebend,
ob die Lei-stung' nach ihren zweck bloB ergänzenden charakter, etrra
als zusätzliches Einkonmen zu einer Versicherungsleistung, hat
oder ob durch sie personen, die auBerhaLb des Systens der
sozialen sicherheit ( i.nsbesondere also der sozialversi.cherung)
stehen, ein entsprechender Ersatz geboten werden sol1. Die I,ei-
stungen' die derzeit in der österreichisclren sozialhilfe vor-
gesehen sind, haben in erster Linie die Funkti.on eines Ersatzes
( ftir andere .sozialleistungen) . Diese K1alsterlung ist insofern
von Bedeutung, da so auch eine Verpflichtung, den rrExportn von
soziaLhilfeleistungen in andere EwR-vertragsstaaten zu gewährIei-
sten (siehe dazu insbesondere Art.
LAoe/7L), nicht gegeben ist.

10 der Verordnung Nr.


